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Eine Begründung des dringenden Tatverdachts ist im Haftbefehl 
nicht vorzunehmen. Die Tatsachen, auf die er gestützt wird, 
sind unter Angabe der Beweismittel, auf deren Informationen 
sie beruhen, in einem besonderen Aktenvermerk aktenkundig 
zu machen.
Im Anschluß an die Feststellung, daß der Beschuldigte oder 
Angeklagte dringend verdächtig ist, die Straftat begangen zu 
haben, ist im Haftbefehl unter Angabe der gesetzlichen Be­
stimmung des § 122 StPO der Haftgrund zu nennen, auf den 
die Verhaftung gestützt wird. Das Vorliegen des Haftgrundes 
ist unter Anführung der dafür wesentlichen festgestellten Tat­
sachen zu begründen. Liegen in der konkreten Strafsache meh­
rere Haftgründe vor, sind sie alle im Haftbefehl aufziunehmen. 
Der Haftbefehl schließt ab mit der Rechtsmittelbelehrung. Er 
ist, soweit er im Ermittlungsverfahren erlassen wird, vom zu­
ständigen Richter, soweit er im gerichtlichen Verfahren erlas­
sen wird, vom zuständigen Gericht zu unterzeichnen. Die Zu­
ständigkeit für den Erlaß von Haftbefehlen ergibt sich aus 
§ 134 StPO. Für den Erlaß von Haftbefehlen gegenüber Militär­
personen sind ausschließlich die Gerichte für Militärstrafsachen 
zuständig.

4.2. Richterliche Vernehmung

Beschuldigte und Angeklagte sind sowohl nach erfolgter Ver­
haftung auf Grund eines Haftbefehls als auch nach vorher­
gehender vorläufiger Festnahme durch das Untersuchungsorgan 
durch den zuständigen Richter entsprechend der Regelung des 
§ 126 Abs. 2 StPO zu vernehmen. In der Vernehmung hat der 
Richter auf der Grundlage aller vorliegenden Ermittlungsergeb­
nisse und der Erklärungen des Beschuldigten oder Angeklagten 
eigenverantwortlich zu prüfen, ob ein erlassener Haftbefehl 
aufrechtzuerhalten oder, soweit der Beschuldigte nach voran­
gegangener vorläufiger Festnahme vernommen wird, Haftbefehl 
zu erlassen ist. Es ist unzulässig, die Vernehmung des Beschul­
digten durch das Untersuchungsorgan allein durch Vorhalt zum 
Gegenstand der richterlichen Vernehmung zu machen und sie 
durch ihn global bestätigen zu lassen.
Ergibt sich in der richterlichen Vernehmung — das Vorliegen 
dringender Verdachtsgründe vorausgesetzt —, daß der Erlaß 
des Haftbefehls bzw. die Aufrechterhaltung eines bereits er­
lassenen Haftbefehls aus einem anderen als dem im Antrag 
des Staatsanwalts angeführten gesetzlichen Haftgrund notwendig 
ist, so ist die Verhaftung auf dieser Grundlage anzuordnen. Bei 
bereits erlassenen Haftbefehlen bedarf es in solchen Fällen 
eines selbständigen Änderungsbeschlusses, der dem Beschul­
digten oder Angeklagten bekanntzugeben ist. Der Beschuldigte


